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BUNDESARBEITSGERICHT

5 AZR 941/08

3 Sa 269/08
Landesarbeitsgericht
Rheinland-Pfalz

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
23. September 2009

URTEIL

Klapp, Urkundsbeamter
der Geschaftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

Pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der FUnfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mundlichen
Verhandlung vom 23. September 2009 durch den Vorsitzenden Richter am
Bundesarbeitsgericht Dr. Miller-Glége, den Richter am Bundesarbeitsgericht

Prof. Dr. Mikosch, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Laux sowie den
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ehrenamtlichen Richter Heyn und die ehrenamtliche Richterin Zorn fur Recht

erkannt:

1. Die Revision des Klagers gegen das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 9. September 2008
- 3 Sa 269/08 - wird zuriickgewiesen.

2. Der Klager hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Gber Vergutungsanspriche.

Der nicht tarifgebundene Klager war zunachst bei der Y AG beschaftigt.
Das Arbeitsverhaltnis ging 1997 aufgrund eines Betriebsinhaberwechsels auf die
M GmbH und letztlich auf die Beklagte Uber.

Im Mai 2000 teilte die M GmbH dem Klager die Zusammensetzung
seines Monatslohns ab dem 1. Mai 2000 mit. Die Lohnmitteilung enthielt die

Position: ,Freiwillige Zulage *)“.

Die Fu3note zu dieser Position lautete:

,Bei Ubertariflichen Verdienstbestandteilen handelt es sich
um freiwillige, jederzeit widerrufliche Leistungen, auf die
auch bei wiederholter Gewahrung kein Rechtsanspruch
auf die Zukunft besteht. Diese Leistungen sind ganz oder
teilweise auf tarifliche Veranderungen und tarifliche Um-
gruppierungen anrechenbar.”

Am 9. Juni 2000 kam im Betrieb folgende von der Personalreferentin
unterschriebene Erklarung zum Aushang:
.Betrifft die Lohnmitteilungen zum 01.05.00.

Der Satz, unten auf den Lohnmitteilungen, beziglich der
freiwilligen Zulage’,
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trifft fir die gewerblichen Mitarbeiter die von der Y AG zu
M Gbernommen wurden, nicht zu.

Seit Marz 2004 gelten bei der Beklagten Haustarifvertrage. Am 9. De-
zember 2004 schloss die Beklagte mit der IG-Metall die Einfilhrung des Entgelt-
rahmenabkommens (ERA-ETV Decoma) ab.

Mit Schreiben vom 7. Juni 2005 teilte die Beklagte dem Klager mit, sein
monatliches ERA-Gesamtentgelt setze sich ab dem 1. Juli 2005 aus dem
monatlichen ERA-Tarifentgelt und einer freiwilligen, jederzeit widerruflichen und
auf Tariferhéhung anrechenbaren Ubertarifichen Zulage zusammen. Die Be-
klagte fuhrte das ERA zum 1. Juli 2005 ein.

Die Beklagte rechnete zum 1. Juni 2006 und zum 1. Juni 2007 die Er-
héhung der Tarifentgelte auf die Ubertarifliche Zulage an.

Mit Schreiben vom 1. Juni 2007 teilte die Beklagte dem Klager ua. mit:

... oofern Uber das ERA-Tarifentgelt hinaus sonstige
anrechenbare und freiwillige Ubertarifliche Entgeltbestand-
teile gezahlt werden, wird die Erhéhung auf diese an-
gerechnet. Bei der pauschalen Einmalzahlung wird eben-
falls eine vollstandige und gleichmaRige Anrechnung auf
freiwillige Ubertarifliche Entgeltbestandteile erfolgen. ..."

Anlasslich der Tarifentgelterhéhung im Juni 2007 rechnete die Beklagte
dementsprechend auch die tarifliche Einmalzahlung fur April und Mai 2007 von
jeweils 200,00 Euro gem. der Entgeltabrechnung fur Juni 2007 auf die Ubertarif-

liche Zulage an.

Mit der Klage macht der Klager fir die Zeit von Juni 2006 bis Dezember
2007 die vollstandige Auszahlung der angerechneten Betrage und der Einmal-

zahlungen 2007 geltend.

Der Klager hat gemeint, die Beklagte habe mit dem Aushang vom
9. Juni 2000 auf eine Anrechnung verzichtet. Die Einmalzahlungen 2007 miss-
ten zudem nach dem Verhandlungsergebnis der Tarifparteien des Flachentarif-

vertrags ,ausbezahlt* werden.
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Der Klager hat beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn fur die Zeit vom
1. Juni 2006 bis 30. Mai 2007 den Betrag von
673,20 Euro brutto nebst Zinsen iHv. funf Prozent-
punkten Uber dem Basiszinssatz seit Klagezustellung
zu zahlen;

2. die Beklagte zu verurteilen, an ihn fir die Zeit vom
1. Juni 2007 bis 31. Dezember 2007 den Betrag von
939,40 Euro brutto nebst Zinsen iHv. funf Prozent-
punkten Uber dem Basiszinssatz seit Klagezustellung
zu zahlen;

3. festzustellen, dass die Beklagte zukiinftig verpflichtet
ist, dem Klager eine ungekirzte, Ubertarifliche Zu-
lage zu zahlen iHv. 611,45 Euro monatlich brutto;

4. die Beklagte zu verurteilen, an ihn eine Einmalzah-
lung zu leisten iHv. 400,00 Euro brutto nebst Zinsen
iHv. funf Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz seit
Klagezustellung.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat die Berufung des Klagers zuriickgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsge-

richt zugelassenen Revision verfolgt der Klager sein Klagebegehren weiter.

Entscheidungsgriinde

Die Revision des Klagers ist unbegriindet. Er hat gegen die Beklagte
keinen Anspruch auf Zahlung von Differenzvergitung fur die Zeit von Juni 2006
bis Dezember 2007, auf Fortzahlung einer ungekirzten Ubertariflichen Zulage

und auf Einmalzahlung.

l. Die Anrechnung der Tarifentgelterhéhung, die die Beklagte in An-
wendung des Haustarifvertrags auch dem nicht tarifgebundenen Klager ge-
wahrte, auf dessen Ubertarifliche Zulage war wirksam. Dies gilt sowohl hinsicht-
lich der Anrechnung der Einmalzahlungen fir April und Mai 2007 als auch der in

den Folgemonaten geschuldeten Steigerungen der laufenden Entgelte. Die
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Ubertarifliche Zulage stellte keinen Vergutungsbestandteil dar, den die Beklagte
in jedem Falle neben dem jeweiligen Tariflohn zahlen musste.

1. Ob eine Tariflohnerhéhung individualrechtlich auf eine Ubertarifliche 18
Vergutung angerechnet werden kann, hangt von der zugrunde liegenden
Vergutungsabrede ab. Haben die Arbeitsvertragsparteien dazu eine ausdriick-
liche Vereinbarung getroffen, gilt diese. Andernfalls ist aus den Umsténden zu
ermitteln, ob eine Befugnis zur Anrechnung besteht. Die Anrechnung ist grund-
satzlich moéglich, sofern dem Arbeitnehmer nicht vertraglich ein selbstandiger
Entgeltbestandteil neben dem jeweiligen Tarifentgelt zugesagt worden ist
(Senat 27. August 2008 - 5 AZR 820/07 - AP BGB § 307 Nr. 36 = EzZA TVG § 4
Tariflohnerhéhung Nr. 49; 1. Mérz 2006 - 5 AZR 540/05 - mwN, AP TVG § 4
Ubertariflicher Lohn und Tariflohnerhéhung Nr. 40 = EzA TVG § 4 Tariflohn-
erhéhung Nr. 47; BAG 30. Mai 2006 - 1 AZR 111/05- Rn. 15 ff., BAGE 118,
211). Allein in der tatséchlichen Zahlung liegt keine vertragliche Abrede, die
Zulage solle auch nach einer Tariflohnerhéhung als selbstéandiger Lohnbestand-

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]

teil neben dem jeweiligen Tariflohn gezahlt werden. Das gilt auch, wenn die

&

Zulage Uber einen langeren Zeitraum vorbehaltlos gezahlt und nicht mit der
Tariflohnerhéhung verrechnet worden ist (BAG 31. Oktober 1995 -1 AZR
276/95 - zu Il 1 der Griinde, AP BetrVG 1972 § 87 Lohngestaltung Nr. 80 = EzA
BetrVG 1972 § 87 Betriebliche Lohngestaltung Nr. 54). Eine neben dem Tarif-

entgelt gewahrte Ubertarifliche Zulage greift kiinftigen Tariflohnerhéhungen vor.

DYIN J B8 §§ Yoru urquareq

RZANYIRRER]

Fur den Arbeitgeber ist regelmaRig nicht absehbar, ob er bei kinftigen Tarif-
lohnerhéhungen weiter in der Lage sein wird, eine bisher gewahrte Zulage in
unveranderter Héhe fortzuzahlen. Dies ist fur den Arbeithehmer erkennbar und
Grundlage einer sog. freiwilligen Ubertariflichen Zulage. Der Anrechnungsvor-
behalt ist demgemal bereits mit der Vereinbarung einer Ubertariflichen Ver-
gltung oder Zulage hinreichend klar ersichtlich. Erhéht sich die tarifliche Ver-
gltung, entspricht die Zulassigkeit der Anrechnung regelmalig dem Partei-
willen, weil sich die Gesamtvergitung nicht verringert (BAG 21. Januar 2003
-1AZR 125/02 - AP BeltrVG 1972 § 87 Lohngestaltung Nr. 118 = EzZA TVG § 4
Tariflohnerhéhung Nr. 41; 14. August 2001 - 1 AZR 744/00 - zu | 1 der Griinde,
AP BetrVG 1972 § 77 Regelungsabrede Nr. 4 = EzA BetrVG 1972 § 88 Nr. 1).
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Dabei kommt es nicht darauf an, ob Ubertarifliche Vergitungsbestandteile als
freiwillig oder anrechenbar bezeichnet worden sind. Es reicht aus, dass das
Gesamtentgelt Ubertariflich ist. Der in diesem enthaltene Ubertarifliche Ver-
gUtungsbestandteil hangt von der Héhe des Tarifentgelts ab und ist deshalb
variabel. Er entspricht in seiner rechtlichen Bedeutung weder einer anrechen-
baren noch einer anrechnungsfesten Ubertariflichen Zulage. Will der Arbeit-
nehmer geltend machen, das vertraglich vereinbarte Arbeitsentgelt setze sich in
Wahrheit aus dem Tarifentgelt und einer anrechnungsfesten Ubertariflichen
Zulage zusammen, hat er tatsachliche Umsténde vorzutragen, die den Schluss
auf eine solche Vereinbarung erlauben. Andernfalls kann die Erhéhung des
Tarifentgelts nur dann zu einem effektiv erhdhten Zahlungsanspruch des
Arbeitnehmers flhren, wenn das Tarifentgelt das vereinbarte Entgelt Ubersteigt
(Senat 9. November 2005 - 5 AZR 105/05 - zu Il 3 a der Griinde mwN, AP TVG
§ 1 Tarifvertrdge: Metallindustrie Nr. 196 = EzA TVG §4 Metallindustrie
Nr. 132).

2. Im Streitfall war die Gbertarifliche Zulage nicht anrechnungsfest. Entge-
gen der Auffassung der Revision hat die Beklagte nicht im Wege der Gesamt-
zusage mit dem Aushang vom 9. Juni 2000 den gewerblichen Arbeithnehmern,
deren Arbeitsverhéltnisse von der Y AG auf die M GmbH Ubergegangen waren,
eine Ubertarifliche Zulage vertraglich als selbstandigen Entgeltbestandteil neben
dem jeweiligen Tarifentgelt zugesagt. Weder die im Mai 2000 erfolgte Mitteilung
Uber die Zusammensetzung des Gehalts noch der Hinweis im Aushang vom
9. Juni 2000 stellten eine Willenserklarung dar, mit der die Beklagte den Inhalt

des Arbeitsvertrags abandern wollte.

a) Trotz fehlenden Erklarungsbewusstseins liegt eine rechtsgeschaftliche
Willenserklarung vor, wenn der Erkldarende bei Anwendung der im Verkehr
erforderlichen Sorgfalt hatte erkennen und vermeiden kénnen, dass seine
AuBerung nach Treu und Glauben und der Verkehrssitte als Willenserklarung
aufgefasst werden durfte, und wenn der Empfanger sie auch tatsachlich so
verstanden hat (vgl. nur BGH 2. November 1989 - IX 197/88 - mwN, BGHZ 109,
171, 177).
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b) Hiernach konnte und durfte der Klager weder aus der Gehaltsmitteilung
noch aus dem nachfolgenden Aushang schliefen, die Beklagte wolle damit den
Inhalt des Arbeitsvertrags hinsichtlich der Anrechenbarkeit der Ubertariflichen
Zulage andern. Beide Mitteilungen stellten sich fur die Adressaten erkennbar

nicht als AuBerungen der Beklagten zur Neugestaltung der Vertragslage dar.

Eine Mitteilung Uber die Zusammensetzung des Gehalts dient in der
Regel allein dem Mitteilungs- und Erlauterungszweck. Ein Wille, eine Rechts-
wirkung herbeizufiihren, ist einer solchen Mitteilung regelmaRig nicht zu ent-
nehmen. Im Streitfall wollte die Beklagte mit den Gehaltsmitteilungen erkennbar
keine Vertragsanderung herbeifiihren. Dies folgt insbesondere auch aus dem
Umstand, dass sie entsprechende Vorgange, wie beispielsweise Hoéher-
gruppierungen oder die Reduzierung der Arbeitszeit, in gesonderten An-
schreiben an die Arbeithehmer mitteilte und um deren Zustimmung bat. Soweit
die Beklagte im Streitfall auf die Anrechenbarkeit der Ubertarifichen Zulage
hingewiesen hat, war dieser Hinweis angesichts der oben dargestellten Rechts-

lage ohnehin nur deklaratorisch.

Auch der im Zusammenhang mit dem Inhalt und dem Zweck der Ge-
haltsmitteilung zu wertende Aushang vom 9. Juni 2000 hatte keinen rechts-
geschatftlichen Erklarungswert. Hierbei handelte es sich lediglich um eine Er-
lauterung der bestehenden Rechtslage ohne erkennbaren Willen, diese zu
gestalten. Es gab fir die Erklarungsempfanger keinen Grund zu der Annahme,
die Beklagte wolle die Rechtslage dahingehend andern, dass sie die tUbertarif-
liche Zulage, die bis dahin lediglich einen anrechenbaren Entgeltbestandteil
darstellte, zuklinftig als selbstandigen und damit anrechnungsfesten Entgelt-

bestandteil gewahren wolle.

3. Aus den unter |. 2. dargestellten Griinden war die Beklagte auch be-
rechtigt, die Einmalzahlungen fur April und Mai 2007 auf die Ubertarifliche Zu-
lage anzurechnen. Diese bestimmten Entgeltzahlungsperioden zurechenbaren
Einmalzahlungen stellten pauschale Entgelterhéhungen dar (vgl. Senat 27. Au-
gust 2008 - 5 AZR 820/07 - Rn. 18, AP BGB § 307 Nr. 36 = EzA TVG § 4
Tariflohnerhéhung Nr. 49). Bei der Beklagten gelten fur die tarifgebundenen
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Arbeitnehmer Haustarifvertrdge, so dass das vom Klager mit der Revision
eingereichte Verhandlungsergebnis fur die Flachentarifvertrage auf das Arbeits-
verhaltnis keine Anwendung findet. Der Klager ist auch nicht tarifgebunden. Auf
seine Argumentation, die Einmalzahlungen seien ,auszahlbar® und kénnten

deshalb nicht verrechnet werden, kommt es deshalb nicht an.

Il. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Muller-Glége Mikosch Laux

Heyn Zorn

B JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

25

1ZINYPsa8 HYIN JF eLY §§ YOrU JUeqUIIE(] S[e PUls SUN[WWESS[12}11() P J[I2], YoNY :SIOMUIH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



